
Ausdehnung der Kompetenzen der Landesversicherungsanstalt waren die Grund¬
züge der Reformplanungen aber noch deutlich. 19

Hessen-Pfalz war damit das erste „Land“ der Westzonen, in dem die Reform der
Sozialversicherung in Angriff genommen worden war. Dabei erwies sich der Ent¬
scheidungsspielraum angesichts der inzwischen angelaufenen Kontrollratsarbeit
und des bereits verstärkten Einflusses unterschiedlicher deutscher Kräfte im Herbst
1945 schon als wesentlich verändert gegenüber der im Juni/Juli 1945 rasch angeord¬
neten Reform in Berlin. Die Arbeitgeber wurden vergleichsweise härter getroffen als
die Arbeitnehmer, zumal sie Kostensteigerungen angesichts des Preisstops nicht
unmittelbar weitergeben konnten. Obwohl die Zielsetzung der Reform, an Gewerk¬
schaftsforderungen gemessen, „demokratisch“ war, war sie allein von den Verwal¬
tungen durchgeführt worden, und zwar unter bewußter Ausnutzung der weitreichen¬
den Verwaltungskompetenzen, die sich aus dem - nicht aufgehobenen - Aufbauge¬
setz von 1934 ergaben. Der Verlauf der Reform zeigte in nucleo bereits die Wider¬
stände, die einer grundlegenden Neuordnung von Teilen der Verwaltung, hier insbe¬
sondere den Finanzexperten auf französischer wie deutscher Seite, entgegengesetzt
wurden und die dazu beitrugen, eine so weitreichende Reform wie in Berlin zu
verhindern.
Die Neustädter Planungen entfalteten ihre Wirkungen auch in den nördlichen Re¬
gierungsbezirken. Im Regierungsbezirk Koblenz, zwischen Billottes Ausschei¬
den Ende August und Hettier de Boislamberts Ankunft im November 1945 proviso¬
risch von Oberst Gouraud verwaltet, waren die Franzosen stark mit eigenen Organi¬
sationsproblemen beschäftigt und griffen in der Frühzeit insgesamt weniger in die
deutsche Verwaltung ein als in Hessen-Pfalz. 20 Als das von Billotte angekündigte
umfassende Einheitsversicherungsprojekt ins Stocken kam, schlug die Arbeitsabtei¬

19 Rundverfügung zur vorläufigen Ordnung der Sozialversicherung im Gebiet Hessen-Pfalz,
15. 11. 1945; in: Amtl. Mitt. ORP Hessen-Pfalz Ausg. A Nr. 4, 4. 12. 1945, S. 22 f. Beitrags¬
satz in der Krankenversicherung 6% (in brit. Zone desgl., in US-Zone wie bisher nach
Kassen variabel), davon zwei Drittel vom Arbeitnehmer zu tragen; Beitrag in den Rentenver¬
sicherungen 8%, davon 5,2% für Arbeitgeber und 2,8% für Arbeitnehmer (in Bizone 5,6%, zu
gleichen Teilen zu tragen); Jahresarbeitsverdienst auf 7 200 RM angehoben (in den anderen
Westzonen in der Krankenversicherung 3 600 RM); Staatszuschuß des Oberregierungspräsi¬
diums für Invalidenversicherung 33% - 47% der Rentenlast plus Kriegsdienststeigerungsbe¬
träge, für Angestelltenversicherung nur diese Steigerungsbeträge; Zuschuß durch Landes¬
stock der Arbeitslosenversicherung - wie im „III. Reich“ eingeführt - in Höhe von 18% des
Beitragsaufkommens in der Invaliden- und 25% in der Angestelltenversicherung; Verein¬
heitlichung der Krankenkassenleistungen; Wegfall sämtlicher Beitragsbefreiungen in der
Arbeitslosenversicherung, deren Beitrag bei 6,5% des Grundlohnes blieb. Die Landesversi¬
cherungsanstalt, der 1934 im Aufbaugesetz die Verwaltung der Gemeinschaftsaufgaben der
Krankenkassen bereits übertragen worden war, wurde Aufsichtsorgan für die Krankenkas¬
sen sowie Trägerin der Invaliden-, Angestellten- und Unfallversicherung und hatte die
Kriegsopferversorgung zu besorgen; ihr Leiter erhielt darüber hinaus weitreichende Befug¬
nisse zum Erlaß weiterer Bestimmungen, wobei er vom geltenden Recht abweichen konnte.
Bereits am 12. 12. 1945 gab er in einem Rundschreiben (VdO Lahr Altreg. Az. 103) an alle
Krankenkassen detaillierte Erläuterungen und erste Anweisungen für die Finanzierung der
Kassentätigkeit; für die Krankenversicherung sei die Verfügung zum 1. 1. 1946, für die
Rentenversicherung zum 1. 10. 1945 durchzuführen.

20 Springorum.S. 138.
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